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Ihre Fragen darf ich wie.fo1gt beantworten: 

Zu Frage 1: 

Ulst sich Ihr Ministerium der Gefahren, die von diesen 
Transporten ausgeht, bewußt? 
Wenn ja, welche Maßnahmen setzt Ihr Ministerium?" 

Wie die auf nationaler und internationaler Ebene ergriffenen. 

und unterstützten Initiativen zeigen, i,st sich das Ver-

'kehrsressort der mit der Beförderung gefährlicher Güter ver­

bundenen Gefahren durchaus bewußt. Die für den Gefahrguttrans­
port auf der Schiene maßg~bliche "Ordnung ~ür die internatio­

na~e Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter (RIO), Anlage I 

zum Anhang B (Einheitliche Rechtsvorschriften CIM) des Über­

einkommens über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF)" 

sieht detaillierte Sicherheitsvorkehrungen wie z.B. bei Chlor 

die Bemessung der Tanks nach einem Berechnungsdruckvon minde~ 

·,stens 2,2 MPa (22 bar) vor. Dies bedeutet hei einem zylindri- .' ' . 
, I 

sehen Tank aus einem der üblichen Werkstoffe je nach Durchmes­

ser eine Wandstärke von rd. 10 - 15 mm. Tankcontainer sind 

gem. § 33 Ahs. 2 lit d der Dampfkesselverordnung mit 1.000 1 

begrenzt. 

Darüberhinaus wurden von Seiten der CBS folgende Maßnahmen 

gesetzt: 

- Einrichtung des Koordinationsgremiums "Arbeitskreis Ge­
fährlicher Gütern; , 

1702/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 1 von 8

www.parlament.gv.at



- 2 -

- Installierung von speziellen Transportberatern für Gefahr­
gut; 

Einsatz eines Hochschulchemikers in der General-
direktion der ÖBB, der die Transportberater Gefahrgut und 
die mit dem Transport gefährlicher Güter befaßten Fach­
stellen im Hinblick auf chemisches Fachwissen entsprechend 
unterweist und unterstützt; 

- Bereitstellung von insgesamt 88 Auffangwagen für die Auf­
nahme gegebenenfalls austretender gefährlicher Güter; 

- Installierung von Betriebsfeuerwehren in den öBB-Hauptwerk­
stätten, im Güterbahnhof Wolfurt, im Zentralverschiebebahn­
hof Wien sowie im Großverschiebebahnhof Villach Süd; 

Errichtung von speziellen Umweltschutzgleisen im Zentral­
verschiebebahnhof Wien, im Großverschiebebahnhof Villach Süd 
sowie im Güterbahnhof Wolfurt; 

Auflage des Dienstbehelfes "Gefährliche Güter", welcher in 
Checklisten-Form alle Prüfmaßnahmen bei RID-Sendungen ent­
hält und dadurch den Mitarbeitern (auch unter Zeitdruck) 
die Prüfung der Einhaltung der Bestimmungen erleichtert. 

Im Straßenbereich sind Tanktransporte von mehr als 10.000 1 

Chlor verboten. Tanks für Chlor dürfen keine Tanköffnungen 

untet dem Flüssigkeitsspiegel, und keine Tank-Reinigungsöff­

nungen (Handlöcher) aufweisen. 

Weitere Beförderungsbeschränkungen auf der Straße ergeben sich 

auf Grund der Straßentunnelverordnung und der Streckenbewil­

ligungsverordnung (sh. Antwort zu Frage 3). 

Mittels der auf den Kesselwagen/Tankfahrzeugen anzubringenden 

orangefarbenen Kennzeichnung/Tafel gemäß Anhang VII des RID 

(266/1017 für Chlor und 219/1086 für Vinylchlorid) sowie der 

Gefahrzettel werden die Einsatzmannschaften bei Zwischenfällen 

auf die besonderen Gefahren dieser Stoffe hingewiesen und duf 

Grund ihrer Einsatzunterlagen zu den nötigen Maßnahmen ver­

anlaßt. 

Der Inhalt der orangefarbenen Kennzeichnung ist in der elek­

tronisch gespeicherten GIS-Wagenliste jederzeit abrufbar. 

'; 
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Zu Frage 2: 

"Existiert eine Transportunfall-Statistik für österreich 
(Straße und Schiene)? 
Wenn nein, warum nicht? 
Wenn ja, wer führt sie? 
Wenn ja, für wen ist diese zugänglich? 
Wenn ja, seit wann gibt es sie?" 

Eine statistische Erfassung aller Straßenverkehrsunfälle er­

folgt durch das österreichische Statistische Zentralamt. 

Zusätzlich zu dem allgemeinen Erfassungsformular ist von der 

Exekutive ein spezielles Meldeblatt bei Straßenverkehrsunfälle 

mit Gefahrgutfahrzeugen auszufüllen. Entsprechende Auswertun­

gen erfolgen ebenfalls durch das Statistische Zentralamt. 

Gefahrgutzwischenfälle auf der Schiene werden dem Bun­

desministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr von den 

Eisenbahnen auf Grund der einschlägigen Eisenbahndienstvor­

schriften mit einem speziellen Meldeformular gemeldet. 

Für Zwischenfälle mit radioaktiven Stoffen gibt es ein 

spezielles Erfassungsformular und Auswertungsprogramm (EVTRAM) 

der IAEO. 

Auf Grund der überschaubaren Zahl der in einem Jahr anfallen­

den nennenswerten Gefahrgut-Transportzwischenfälle können bei 

Bedarf jederzeit Auflistungen bzw. strukturierte Aufstellungen 

der in einem bestimmten Zeitraum gemeldeten Transport~ 

Zwischenfälle angefertigt werden. 

Zu Frage 3: 

"Werden sie sich dafür einsetzen, daß hochgefährliche Stoffe 
wie Chlorgas und Vinylchlorid nicht mehr transportiert werden 
dürfen? 
Wenn nein, warum nicht? 
Wenn ja, auf welche Weise gedenken Sie dies zu tun?1I 

Als Beförderungseinschränkungauf der Straße wurde vom Bundes­

ministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr für be-
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stimmte Tunnelstrecken auf Grund der Straßentunnelverordnung; 

BGB1.Nr. 270/1987 idF. BGBI.Nr. 22/ 1990 eine Tankbeförderung 

von Chlor bzw. Vinylchlorid nur unter Begleitung zugelassen. 

Weiters unterliegen Beförderungen von Chlor bzw. Vinylchlorid 

in Mengen von mehr als 1.000 kg einer Streckenbewilligungs­

pflicht gemäß der Streckenbewilligungsverordnung, BGBl.Nr. 

20/1988 idF. BGBl.Nr. 114/1989 und 267/1989. 

Für den Bereich des internationalen Straßenverkehrs wurde dem 

für das "Europäische Übereinkommen über die internationale 

Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße (AOR)II zuständi­

gen Gremium ein österreichischer Antrag vorgelegt, der f~r 

Transporte von Chlor bzw. Vinylchlorid eine Mengenbegrenzung 

je Beförderungseinheit auf höchstens 10.000 kg vorsieht. 

Ein Beförderungsverbot für die Beförderung von Chlor und Vi­

nylchlorid auf der Straße widerspricht dem internationalen 

AOR-übereinkommen und ließe sich nur durch eine einseitige 

Kündigung dieses übereinkommens verwirklichen. 

Ein Beförderungsverbot für die Beförderung von Chlor und 

Vinylchlorid in Eisenbahnkesselwagen widerspräche der sich aus 

den Art. 3 - 5 der Einheitlichen Rechtsvorschriften CIM, An­

hang B des COTIF, BGBI.Nr. 225/ 1985 bzw. den §§ 3, 55 und 56 

des Eisenbahnbeförderungsgesetzes, BGBl.Nr. 180/1988, ergeben­

den Beförderungspflicht bei Einhaltung der Vorschriften des 

RID. 

Zu Frage 4: 

"Werden Sie internationale Initiativen im Rahmen des COTIF­
Vertrags einleiten, damit Vinylchlorid in jene Gefahrenklasse 
(RIO-Klasse 2 Ziffer 3ct) eingestuft wird, die der Gefährlich­
keit von Vinylchlorid entspricht? 
(Anmerkung: Zur Zeit ermöglicht die RIO-Einstufung (Klasse 2 
Ziffer 3c) einen Bahntransport und dies trotz der erwiesenen 
Cancerogenität.) 
Wenn ja, wann? 
Wenn nein, warum nicht?" 
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Die zuständigen Gremien für Umklassifizierungen gefährlicher 

Güter sind das Subcommittee bzw. Committee of Experts on the 

Transport of Dangerous Goods des Wirtschafts- und Sozial rates 

der Vereinten Nationen (ECOSOC), dessen Empfehlungen in den 

Regelungen für die einzelnen Verkehrsträger (ADR, RID, IMDG­

Code, ~CAO-TI etc.) umgesetzt werden. 

Dort wurde die Klasse 2 unlängst einer Revision unterzogen, 

deren Umsetzung im RID/ADR noch bevorsteht. Dabei wurden be­

züglich Vinylchlorid die in der Anfrage zum Ausdruck kommenden 

Vorstellungen zwar diskutiert, jedoch entgegen diesen Vorstel­

lungen nicht in die Unterklasse 2.3 (toxische Gase) aufgenom­

men sondern in die Unterklasse 2.1 (brennbare Gase). Dies des­

halb, weil als Kriterium für die Toxizität nicht die Langzeit­

wirkung sondern die unmittelbare Gefährdung beim Transportun­

fall herangezogen wird und mit einem LCso-Grenzwert von< 

5.000 ml/m3 festgesetzt wurde. 

Zu Frage 5: 

"Werden Sie Initiativen setzen, daß in bilateralen (bzw. mul­
tilateralen) Abkommen der Transport des hochgefährlichen Vi­
nylchlorids verboten wird? 
(Anmerkung: Der bilaterale Vinylchloridtransport· bewegt sich 
auf der Strecke Hallein - Salzburg - Burghausen (Bayern). Da­
mit wäre auch durch ein bilaterales Vinylchlorid-Verbotsabkom­
men mit Deutschland ein beträchtlicher Teil der Gefährdung 
vermeidbar.) 
Wenn ja, wann? 
Wenn nein, warum nicht?!! 

Beschränkungen des internationalen Straßentransportes aus 

Gründen der Sicherheit während der Beförderung sind - wie be-

. reits in der Antwort zu Frage 3 erwähnt - bei Einhaltung der 

Vorschriften des ADR nur in jenen Fällen zulässig, in denen 

das ADR keine Regelungen trifft (Art. 2 Abs. 2, Art. 4 Abs. 1, 

Randnummer 10.599 des ADR), dzt. z.B. Verkehr durch Tunnel, 

Streckenbewilligungspflicht. 
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Eine unlängst eingeleitete österreichische Initiative (Erfas­

sung des Ist-Zustandes durch eine Befragungsaktion unter den 

ADR-Mitgliedstaaten, Bericht; Vorschlag für eine Verankerung 

im ADR) ist derzeit bestrebt, sektorale Fahrverbote nach dem 

Straßenverkehrsrecht, die durch nationale Behörden verhängt 

werden können, hinsichtlich ihres Anwendungsumfanges und ihrer 

Anwendungspraxis im Rahmen des internationalen Vertragswerkes 

auf eine rechtlich klare definierte Grundlage zu stellen. 

Im Schienenverkehr besteht nach der CIM (Einheitliche Rechts­

vorschriften für den Vertrag über die Eisenbahnbeförderung von 

Gütern) für Wagenladungen bei Einhaltung aller RID-Bestimmun­

gen Beförderungspflicht. 

Zu Frage 6: 

"Besitzt Ihr Ministerium Auflistungen darüber, wieviel Vinyl~ 
chlorid und Chlorgas österreich als Transitland (z.B. über die 
Brennerroute) durchqueren? 
Wenn ja, wieviel und auf welchen Strecken laufen die 
Transporte? 
Wenn nein, warum nicht?" 

Die vom österreichischen Statistischen Zentral amt auf Grund 

des Straßen- und Schienenverkehrsstatistikgesetzes erstellten 

Statistiken können innerhalb der Klasse 2 des ADR/RID nicht 

nach Ziffer und Buchstaben aufgeschlüsselt werden. 

Da auf Grund der über ausgefüllte Formulare laufenden Erhebung 

und der Modalitäten der weiteren Verarbeitung keine aus­

reichend verläßlichen und aktuellen Daten verfügbar sind, sind 

Bestrebungen im Gange, die Anwendung innovativer Technologien 

zur berührungslosen Erfassung der Gefahrgut-Transportdaten 

voranzutreiben. Zielsetzung ist eine ITlöglichst lückenlose 

Überwachung der Transporte, eine Verarbeitung und Weitergabe 

der Daten an Kontrollorgane, eine gezielte Einsatzleistung bei 

Zwischenfällen und nicht zuletzt auch die Erstellung verläßli­

cher Statistiken. 
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Von Seiten der österreichischen Bundesbahnen liegen Aufzeich­

nungen über den SChienentransport von Vinylchlorid und Chlor­

gas im Transit durch österreich vor: 

- Im Jahr 1990 wurden von den ÖBB 11.241,9 Tonnen Vinylchlorid 

durch österreich - auf der Strecke Kufstein-,Brenner trans­

portiert. 

- Im Jahr 1990 beförderten die öBB insgesamt 17.193,8 Tonnen 

Chlor in Gasform durch österreich. Dieser Transitverkehr 

ist wie folgt aufgeschlüsselt: 

Eintritts­
bahnhof 

Austritts­
bahnhof 

Anzahl d.Wagen 'Tonnage 

Buchs 
Tarvisio-C. 
Tarvisio-C. 
Brenner 
Passau 
Salzburg 
Staatsgr.Baumg. 

Zu Frage 7: 

Jesenice 
Salzburg 
Staatsgr.Baumgarten 
Kufstein 
Staatsgr.Baumgarten 
Jesenice 
Passau 

lISind Sie für eine Chlor-Natronlauge-Steuer? 
Wenn nein, warum nicht? 

48 
4 
1 

246 
1 
1 

17 

2,282,2 
225,7 
56,4 

13.689,9 
51,5 
6,0 

882,1 

318 17.193,8 

Wenn ja, welche Schritte werden Sie setzen, damit eine solche 
verwirklicht wird?" 

Steuerliche Maßnahmen fallen nicht in die Kompetenz des Bun­

desministeriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr. 

Es stehen dem Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr daher auch keinerlei Daten über die Grundlage, den 

Nutzen sowie den Lenkungseffekt und allfälligekonterkarieren-· 

de Auswirkungen einer derartigen Abgabe etc. zur Verfügung. 

Das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

kann daher eine derartige Abgabe nicht bewerten. 
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Es darf in diesem Zusammenhang jedoch nochmals an den öster­

reichischen Antrag auf Einführung von Höchstmengen je Beförde­

rungseinheit erinnert werden, bei dessen Verwirklichung ein~ 

erhebliche Transportkostenerhöhung einträte. Eine positive 

Entscheidung über den Antrag ist realistischerweise jedoch 

erst dann zu erwarten, wenn die Verkehrs- und Um~eltpolitik in 

anderen ADR-Mitgliedstaaten eine ähnliche Entwicklung nimmt 

wie in österreich. 

Wien, am 5. Dezemb r 1991 

ter 
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